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1. Bericht des Abgeordneten Matzner: 


Der vorliegende Gesetzentwurf, der in der 206. 
Sitzung des Deutschen Bundestages dem Aus- 
schuß für Bcamtenrecht zur Beratung überwiesen 
wurde, ist in der 158. bis 163. Sitzung des Aus- 
schusses behandelt worden. 

Es ist zunächst hervorzuheben, daß in diesem 
Gesetzentwurf Regelungen getroffen worden sind, 
die aus zeitlichen Gründen der generellen Besol- 
dungsreform vorgezogen werden mußten. So be- 
durften die Errichtung des Bundesgrenzschutzes 
sowie der Aushau des auswärtigen Dienstes einer 
sofortigen besoldungsrechtlichen Regelung für de- 
ren Angehörige. Die gleichen Gründe gelten auch 
für die gesetzliche Regelung der besold ungsrecht- 
lichen Stellung von Beamten neuer Bundeshe- 
hörden und Bundesgerichte. 

Im Zuge der Beratungen hat der Ausschuß für 
Beamtenrecht zudem die Gewährung der Teue- 
rungszulagen für die noch nicht berücksichtigten 
Ruhestandsbeamten und Versorgungsberechtigten 
in den Gesetzentwurf eingearbeitet und dabei die 
Vorschläge des Bundesrats zu dem in Betracht 
kommenden Gesetzentwurf bereits berücksichtigt. 

Im einzelnen ist zu 

Kapitel I 

der Vorlage das folgende hervorzuheben: 

Wie aus der vergleichenden Übersicht zu ersehen 
ist, enthält der Regierungsentwurf in § 1 Ziffer 1 
die Bestimmung, daß den kasernenmäßig unter- 
gebrachten Beamten nur die Zulagen zustehen, die 
allen Besoldungsgruppen einheitlich gewährt wer- 
den. Der Ausschuß konnte sich dieser Regelung 
nicht anschließen in der Erwägung, daß die durch 
das erste Besoldungsänderungsgesetz gewährten 
Zulagen von 6 DM bis 24 DM für Gehaltsgruppen 
bis zu 230 DM einen Ausgleich der Teuerung dar- 
stellen und wegen ihrer Ruhegehaltfähigkeit fe- 
ster Bestandteil der Bezüge sind. Ziffer 1 wurde 
daher ersatzlos gestrichen. 


Gegen Ziffer 2 der Regierungsvorlage wurden 
Bedenken erhoben, daß durch die Begrenzung des 
Besoldungsdienstalters in der vorgesehenen Weise 
eine Verschlechterung dieser Laufbahngruppe 
herbeigeführt würde. In der zweiten Beratung 
des Entwurfs wurde daher diese Bestimmung bei 
Stimmengleichheit gestrichen. 

Durch diese erfolgte Streichung von Ziffer 2 
war demzufolge die Streichung von Ziffer 3 und 
Ziffer 4a der Regierungsvorlage bedingt, da diese 
Ziffern eine Folge der in Ziffer 2 vorgesehenen 
Begrenzung waren. 

Ziffer 4b wurde im Ausschuß einstimmig ange- 
nommen. 

Zu Ziffer 5 ist ergänzend auszuführen, daß 
durch die getroffene Regelung in Satz 1 bei der 
Beförderung zum Oberleutnant eine finanzielle 
Besserstellung verbunden ist. Satz 2, der den 
Übertritt von Stabsärzten aus der Besoldungs- 
gruppe A 3 b in die Besoldungsgruppe A 2 c 2 be- 
handelt, wurde auf einstimmigen Beschluß des 
Ausschusses gestrichen. Die Streichung trägt der 
besoldungsrechtlichen Stellung der akademischen 
Ausbildung von Ärzten Rechnung. 

In Ziffer 6 hat der Ausschuß klargestellt, daß 
der Entzug des Wohnungsgeldzuschusses für le- 
dige Beamte nur dann erfolgt, wenn sie zur Ge- 
meinschaftsunterkunft verpflichtet sind, also bis 
zum 27. Lebensjahr. Es wurde im Ausschuß fest- 
gestellt, daß den augenblicklichen Raumverhält- 
nissen entsprechend auch älteren, ledigen und ver- 
heirateten Beamten Gemeinschaftsunterkunft an- 
geboten und gewährt wird. In diesen Fällen dürfte 
ein Entzug des Wohnungsgeldzuschusses nicht in 
Frage kommen. 

Die in Ziffer 7 der Vorlage getroffene Regelung 
wird der eingetretenen Teuerung gerecht. Sie ge- 
schah besonders mit Rücksicht auf die Kinder in 
der Lehrlingsausbildung. 
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Ziffer 8 wurde im Ausschuß einstimmig ange- 
nommen. 


Kapitel II 
I. 

Besoldungsordnung A 

Es ist zunächst hervorzuheben, daß die Über- 
schrift dieses Kapitels aus dem Grund der Einfü- 
gung der Diätenordnung erweitert werden mußte. 

Bei den Einfügungen in die Besoldungsordnung 
A hat der Ausschuß bei der Besoldungsgruppe la 
den Direktor beim Deutschen Bundestag und den 
Direktor beim Deutschen Bundesrat gestrichen, 
weil die Meinung vorherrschte, daß hier die Orga- 
nisation des Dienstes noch nicht abgeschlossen sei 
und deswegen eine Bewertung dieser Stellen noch 
nicht abschließend beurteilt werden könnte. 

Neu eingefügt hat der Ausschuß bei der Besol- 
dungsgruppe la den Vizepräsidenten des Bundes- 
amtes für Verfassungsschutz. 

Eine beantragte Höhergruppierung des Inspek- 
teurs der Bereitschaftspolizei der Länder in die 

Besoldungsgruppe B 8, um ihn dem Polizeipräsi- 
denten in Hamburg gleichzustellen, wurde vom 
Ausschuß nicht genehmigt. 

In den Buchstaben b), c), d), f), h), 1), m), o) und p) 
hat der Ausschuß die Bezeichnung der Beamten in 
der Weise geändert, daß er neben dem Titel je- 
weils die Worte „im Bundesgrenzschutz“ anfügte, 
wodurch die Klammern gestrichen werden mußten. 

In dem Buchstaben c) hat der Ausschuß bei den 
Grenzschutzkommandos die geographischen Be- 
zeichnungen „Nord, West und Süd“ gestrichen, um 
bei später möglichen Änderungen eine Änderung 
des Gesetzes vermeiden zu können. 

Um der besoldungsrechtlichen Stellung der 
Stabsärzte Rechnung zu tragen, hat der Ausschuß 
sie bei e) gestrichen und bei d) in die Besoldungs- 
gruppe 2 c 2 eingefügt. 

Gegen die Einfügung der neuen Besoldungs- 
gruppe 3 e wurden Bedenken erhoben und vor- 
geschlagen, die darin erwähnten Hauptleute und 
Kapitänleutnante in 3 b einzustufen. Der Aus- 
schuß schloß sich dieser Anregung nicht an und 
hielt die Regierungsvorlage aufrecht. 

Einer beantragten Einfügung des Obermeisters 
beim Bundesgrenzschutz in die Besoldungsgruppe 
A 8 und des Meisters im Bundesgrenzschutz in A 7 a 
konnte sich der Ausschuß in seiner Mehrheit nicht 
anschließen, da — bei völliger Anerkennung der 
technischen Vorbildung dieser Beamten — durch 
die beabsichtigte Erhöhung das System der 
Laufbahngruppen stark geändert worden wäre 
und zudem auch die Stellung der technischen Offi- 
ziere hätte gehoben werden müssen. Dagegen hat 
der Ausschuß einstimmig eine Entschließung vor- 


getragen, daß bei der Vorbereitung der großen 
Besoldungsreform die Bedeutung des technischen 
Dienstes eine besondere Würdigung erfahren muß. 

II. 

Besoldungsordnung B 

Ziffer a) wurde entsprechend den Vorschlägen 
des Bundesrats und der Stellungnahme der Bun- 
desregierung gestrichen. 

Bei der Besoldungsgruppe 6 hat der Ausschuß 
den Präsidenten des Bundesdisziplinarhofs sowie 
die Senatspräsidenten beim Bundesdisziplinarhof 
eingefügt, weil sie den entsprechenden Stellen bei 
dem Bundesverwaltungsgericht gleichgestellt wur- 
den. 

Bei der Besoldungsgruppe 7a wurde die Bun- 
desrichter bei dem Bundesdisziplinarhof neu ein- 
gefügt. Der in der Vorlage bezeichnete General- 
anwalt beim Bundesdienststrafhof wurde in seiner 
Bezeichnung entsprechend den Beschlüssen des 
Ausschusses zur Bundesdisziplinarordnung in 
Bundesdisziplinaranwalt bei dem Bundesdiszi- 
plinarhof geändert. 

Der von einem Mitglied des Ausschusses vorge- 
schlagenen Höhergruppierung des Senatspräsiden- 
ten des Spruchsenats in Soforthilfesachen beim 
Bundesfinanzhof wurde nicht Rechnung getragen, 
da eine Gleichstellung mit den übrigen Bundes- 
richtern erst nach Verabschiedung des Lastenaus- 
gleichsgesetzes erfolgen könne. 

III. 

Diätenordnung 

Die Änderung der Diätenordnung bezweckt die 
Verbesserung der Bezüge in den verschiedenen 
Gruppen der Besoldungsordnung, ferner der Lehr- 
und Forschungskräfte an den wissenschaftlichen 
Hochschulen und die Gleichstellung der Diätensätze 
der weiblichen außerplanmäßigen Lehrkräfte und 
J ugendieiterinnen. 


Kapitel III 

Kapitel IH gibt die rechtliche Grundlage für die 
Zulagen zu denjenigen Versorgungsbezügen, die 
in der ersten Besoldungsnovelic noch keine Be- 
rücksichtigung gefunden haben. Dabei ist auch 
den Ergänzungsvorschlägen des Bundesrats zu 
dem Gesetzentwurf der Bundesregierung vom 
3. Mai 1952 Rechnung getragen worden. 


Kapitel IV 

Die Änderung des Beamtengesetzes in Kapitel 
IV wurde notwendig durch Schaffung der neuen 
Besoldungsgruppe A 12. Durch diese Bestimmung 
soll eine Verschlechterung verhütet werden. 
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Die Einfügung des Vollzugsbeamten des Bundes- 
grenzschutzes in den § 112 DBG. bezweckt die 
Sicherung dieser Vollzugsbeamten für den Fall 
des vorzeitigen Ausscheidens infolge eines Dienst- 
unfalls. Dem verletzten Vollzugsbeamten sollten 
die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge mindestens 
nach der Besoldungsgruppe A 9 b gesichert wer- 
den. 


2. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen 

1 . dem Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung und Er- 
gänzung des Bcsoldungsrechts mit den aus der anliegenden Zu- 
sammenstellung ersichtlichen Änderungen zuzustimmen, 

2. die folgende Entschließung anzunehmen: 

,,Die Bundesregierung wird ersucht, 

bei der kommenden Besoldungsreform der Bedeutung des tech- 
nischen Dienstes Rechnung zu tragen.”, 

3. die zu diesem Gesetzentwurf eingegangenen Petitionen für er- 
ledigt zu erklären. 

Bonn, den 23. Juni 1952 


Ich darf Sie bitten, dem vorliegenden Gesetz- 
entwurf in der Fassung der Beschlüsse des Aus- 
schusses Ihre Zustimmung zu erteilen. 

Bonn, den 23. Juni 1952 

Matzner 

Berichterstatter 


Der Ausschuß für Beamtenrecht 

Dr. Kleindinst Matzner 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des 


Entwurfs eines Zweiten Gesetzes 

zur Änderung und Ergänzung des Besoldungsrechts 
- Nr. 3234 der Drucksachen - 

mit den 

Beschlüssen des Ausschusses für Beamtenrecht 
(25. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des 
Besoldungsrechts 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen; 

Kapitel I 

Änderung des Besoldungsgesetzes 

§ 1 

Das Besoldungsgesetz vom 16. Dezember 
1927 (Reichsgesetzbl. I S. 349) In der nach 
^ 2 Buchst, b des Gesetzes zur vorläufigen 
Regelung der Rechtsverhältnisse der im 
Dienst des Bundes stehenden Personen vom 
17. Mai 1950 (Bundesgesetzbl. S. 207) für 
den Bund geltenden Fassung wird wie folgt 
geändert; 

1. § 1 Abs. 1 erhält folgenden Zusatz; 

„Beamte, denen kasernenmäßige Unter- 
kunft oder Bordunterkunft gewährt 
wird, erhalten nur die Zulagen zum 
Grundgehalt, die den Beamten sämt- 
licher Besoldungsgruppen einheitlich ge- 
währt werden." 

2. § 5 erhält folgenden Absatz 8; 

,, (8) Das Besoldungsdienstalter in der 
Besoldungsgruppe A 8 a beginnt frühe- 
stens mit der Vollendung des 26. 
Lebensjahres.“ 

3. § 7 Abs. 1 erhält folgenden Zusatz: 

„ ^ 5 Abs. 8 findet Anwendung." 


Beschlüsse des 25. Ausschusses 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung und Ergänzung des 
Besoldungsrechts 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Kapitel I 

Änderung des Besoldungsgesetzes 

§1 

Das Besoldungsgesetz vom 16. Dezember 
1927 (Reichsgesetzbl. I S. 349) in der nach 
§ 2 Buchst, b des Gesetzes zur vorläufigen 
Regelung der Rechtsverhältnisse der im 
Dienst des Bundes stehenden Personen vom 
17. Mai 1950 (Bundesgesetzbl. S. 207) für 
den Bund geltenden Fassung wird wie folgt 
geändert: 

1. entfällt 


2. entfällt 


3. entfällt 



Entwurf 


Beschlüsse des 25. Ausschusses 


4. Im § 7 Abs. 5 werden in Satz 1 einge- 
fügt: 

a) hinter „aus der Bes. -Gr. A 10 a in die 
Bes. -Gr. A 8 a 

höchstens um 4 Jahre“ 

die Worte: 

,,mit der sich aus § 5 Abs. 8 
und § 7 Abs. 1 letzter Satz 
ergebenden Einsdiränkung,“ 

b) hinter ,,aus der Bes. -Gr. A 8 a in die 
Bes. -Gr. A 6 

höchstens um 4 Jahre,“ 

als neue Zeilen: ,,aus der Bes. -Gr. A 4 f 
in die Bes. -Gr. A 3 e 

höchstens um 10 Jahre,“ 

5. § 7 Abs. 5 erhält f o 1 g c n d e Z u s ä t z c: 

,,Das Besoldungsdienstalter in der Besol- 
dungsgruppe A 4 f wird bei der Beför- 
derung zum Oberleutnant im Bundes- 
grenzschutz um 2 Jahre verbessert. Das 
Besoldungsdienst alter der 
Stabsärzte im Bundesgrenz- 
schutz wird beim Übertritt 
aus der Besoldungsgruppe 
A3bindieBesoldungsgruppe 
A 2 c 2 nicht geändert.“ 

6. Im § 9 Abs. 3 erhält Satz 1 folgende Fas- 
sung: 

„Ledige Beamte, denen kaser- 
nenmäßige Unterkunft odet' 
Bordunterkunft gewährt 
wird, erhalten keinen Wohnungsgeld- 
zuschuß.“ 

7. Im § 14 werden in Absatz 3 Satz 1 Ziffer 2 
und in Absatz 4 die Worte ,, mindestens 
monatlich vierzig Reichsmark“ ersetzt 
durdi „mehr als monatlich s e c h z i g 
Deutsche Mark“. 


4. Im § 7 Abs. 5 wird in Satz 1 eingefügt: 
a) entfällt 


b) unverändert 


5. § 7 Abs. 5 erhält folgenden Zusatz: 

„Das Bcsoldungsdienstalter in der Be- 
soldungsgruppe A 4f wird bei der Be- 
förderung zum Oberleutnant im Bundes- 
grenzschutz um 2 Jahre verbessert.“ 


6. Im § 9 Abs. 3 erhält Satz 1 folgende 
I’assLing: 

„Ledige Beamte, die auf Grund dienst- 
licher Verpflichtung in Gemeinschafts- 
unterkunft wohnen, erhalten keinen 
W o ii n L [ n g s g c 1 d z ii s ch u 1 L “ 


7. Im § 14 werden in Absatz 3 Satz 1 Ziffer 2 
und in Absatz 4 die Worte „mindestens 
monatlich vierzig Reichsmark“ ersetzt 
durch „mehr als monatlich fünfundsiebzig 
Deutsche Mark“. 


8. § 14 Abs. 3 erhält folgenden Zusatz: unverändert 

„Entsprechendes gilt für Verzögerungen 
infolge nationalsozialistischer Verfol- 
gungs- oder Unterdrückungsmaßnah- 
men sowie für Verzögerungen, die in- 
folge der Verhältnisse der Kriegs- und 
Nachkriegszeit ohne einen von den Be- 
teiligten zu vertretenden Umstand ein- 
getreten sind.“ 



E n t w u r f 

Kapitel II 

Änderungen der Besoldungsordnungen 

§2 

Die dem Besoldungsgesetz vom 16. Dezem- 
ber 1927 (Reichsgesetzbl. I S. 349) als Anlage 
beigegebenen Besoldungsordnungen A (auf- 
steigende Gehälter) und B (feste Gehälter) in 
der nach § 2 Buchst, b des Gesetzes zur vor- 
läufigen Regelung der Rechtsverhältnisse der 
im Dienst des Bundes stehenden Personen 
vom 17. Mai 1950 (Bundesgesctzbl. S. 207) 
für den Bund geltenden Fassung werden wie 
folgt geändert: 

1 . 

Besoldungsordnung A 

1. Es werden eingefügt: 

a) bei Besoldungsgruppe 1 a 
Botschafter, soweit nicht in den Besol- 
dungsgruppen B 4 und B 7 a, 

D i r c k t o r b e i in Deuts c h e n 
B u n d c s rat, 

D i r e k t o r b e i in L) e u t s c h e n 
B u n d e s tag, 

Direktor* des Instituts für Raum- 
forschung, 

hinter „Generalkonsuln“ der Zusatz: 
soweit nicht in der Bol dungsgruppe 
B 7 a,“, 

hinter „Gesaiidte“ der Zusatz: so- 

weit nicht in der Besoldungsgruppe 
B 7 a,“, 

Senatsräte des Spruchsenats ln Sofort- 
hilfesachen beim Bundesfinanzhof, 
Inspekteur der Bereitschaftspolizei der 
Länder "), 

als A n ni c r k u n g 7:'') Erhält eine 
w i d e r r u 1 1 i ch e r u h c g e h a 1 1 f a h 1 g e 
StellenzAilage von 1 200 DM. 

b) als Besoldungsgruppe 1 c 

7 700 -- 8 400 — 9 500 — 10 600 — 
11 600 DM. 

Wohnungsgeldzuschuß: 

in in der ersten bis dritten Dienst- 
altersstufe, 

II von der vierten Dienstaltersstufe 
an 


Beschlüsse des 25. Ausschusses 

Kapitel II 

Änderung der Besoldungsordnungen 
und der Diätenordnung 

§ 2 

Die dem Besoldungsgesetz vom 16. Dezem- 
ber 1927 (Reichsgesetzbl. I S. 349) als An- 
lagen bei gegebenen Bcsoldungsordnungeii A 
(aufsteigende Gehälter) und B (feste Gehälter) 
sowie die Diätenordnung für die außerplan- 
mäßigen Beamten in der nach § 2 Buchst, b 
des Gesetzes zur vorläufigen Regelung der 
Hechts Verhältnisse der im Dienst des Bundes 
stehenden Personen vom 17. Mai 1950 
n^undesgesetzbl. S. 207) für den Bund gelten- 
den Fassung werden wie folgt geändert: 

1 . 

Bcsoldungsordnung A 

' !. Es werden eingefügt: 

a) bei Besoldungsgruppe 1 a 

Botschafter, soweit nicht ln den Besol- 
dungsgruppen B 4 und B 7 a, 


Vizepräsident des Bundesamtes für Ver- 
fassungsschutz, 

Direktor des Instituts für Raum- 
forschung, 

hinter „Generalkonsuln“ der Zusatz: 
„ , soweit nicht in der Besoldungsgruppe 
B 7 a,“, 

hinter „Gesandte“ der Zusatz: so- 

weit nicht in der Besoldungsgruppe 
B 7 a,“, 

Senatsräte des Spruchsenats in Sofort- 
hiliesachcn beim Bundesfinanzhof, 
Inspekteur der Bereitschaftspolizei der 
Länder '), 

als Fußnote 7: ") Erhält eine wider- 
rufliche ruhcgehaltfähige Stellenzulage 
von 1 200 DM. 
b) als Besoldungsgruppe 1 c 

7 700 ~ 8 400 — 9 500 ■— 1 0 600 — 
1 1 600 DM. 

Wohnungsgeldzuschuß: 

111 in der ersten bis dritten Dienst- 
altersstufe, 

II von der vierten Dienstaltersstufe 
an 
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Entwurf 


Beschlüsse des 25. Ausschusses 


Obersten, lim Bundes- 
Kapitäne jgrenzschutz. 

c) bei Besoldungsgruppe 2 b 

Bürodirektor beim Bundesverfassungs- 
gericht, 

Oberstleutnante, lim Bundes- 
Oberstabskapitäne Jgrenzschutz. 


Kommandoarzte im Bundesgrenzschutz 
bei den Grenzschutzkommandos 
Nord, West undSüd 


d) 


bei Besoldungsgruppe 2 c 2 


Majore, 

Stabskapitäne, 

Oberstabsärzte 


im Bundes- 
grenzschutz 


Regierungsrat als Bürodirektor beim 
Deutschen Bundesrat, 

Regierungsräte als Ministerialbüro- 
direktoren, 

e) bei Besoldungsgruppe 3b 
Stabsärzte im Bundesgrenz- 
schutz, 

f) als Besoldungsgruppe 3 e 

4 100 — 4 400 — 4 800 — 5 200 — 

5 600 — 6 000 — 6 400 — 6 700 — 
7 000 DM. 

W ohnungsgeldzuschuß : 

IV in der ersten bis fünften Dienst- 
altersstufe, 

ni von der sechsten Dienstalters- 
stufe an 

Hauptleute, lim Bundes- 

Kapitänleutnante Jgrenzschutz. 


g) bei Besoldungsgruppe 4 b 1 
Zollgrenzkommissare. 

h) bei Besoldungsgruppe 4 f 
Leutnante, lim Bundes- 
Oberleutnante j grenzschutz, 

I) bei Besoldungsgruppe 5 b 

Obermeister im Bundesgrenzsdiutz, 


Obersten im Bundesgrenzschutz, 
Kapitäne im Bundesgrenzschutz. 

c) bei Besoldungsgruppe 2 b 

Bürodirektor beim Bundesverfassungs- 
gericht, 

Oberstleutnante im Bundesgrenzsdiutz, 
Oberstabskapitäne im Bundesgrenz- 
schutz, 

Kommandoärzte im Bundesgrenzschutz 
bei den Grenzschutzkommandos, 

d) bei Besoldungsgruppe 2 c 2 
Majore im Bundesgrenzschutz, 
Stabskapitäne im Bundesgrenzschutz, 
Stabsärzte im Bundesgrenzschutz, 
Oberstabsärzte im Bundesgrenzschutz, 

Regierungsrat als Bürodirektor beim 
Deutschen Bundesrat, 

Regierungsräte als Ministerialbüro- 
direktoren, 

e) entfällt 


f) als Besoldungsgruppe 3 e 

4 100 — 4 400 — 4 800 ^ 5 200 — 

5 600 — 6 000 — 6 400 — 6 700 — 
7 000 DM. 

Wohnungsgeldzuschuß: 

IV in der ersten bis fünften Dienst- 
altersstufe, 

III von der sechsten Dienstalters- 
stufe an 

Hauptleute im Bundesgrenzschutz, 
Kapitänleutnante im Bundesgrenz- 
schutz. 

f^) bei Besoldungsgruppe 4 a 2 
Hilfssdiullehrer, 

g) unverändert, 

h) bei Besoldungsgruppe 4 f 
Leutnante im Bundesgrenzschutz, 

Oberleutnante im Bundesgrenzschutz, 

i) unverändert 
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Entwurf 

k) bei Besoldungsgruppe 7 a 
Meister im Bundesgrenzschutz, 

l) bei Besoldungsgruppe 8 a 

Hauptwachtmeister, I im Bundes- 
Hauptmaate jgrenzschutz. 

m) als Besoldungsgruppe 9 b 

2 010 — 2 100 — 2 190 DM. 
Wohnungsgeldzuschuß: V 
Oberwachtmeister, |im Bund es - 
Obermaate jgrenzschutz 

n) bei Besoldungsgruppe 10 a 
Wachtmeister beim Bundesverfassungs- 
gericht, 

o) als Besoldungsgruppe 10 c 

1 710 — 1 800 — 1 920 DM. 
Wohnungsgeldzuschuß: VI 
Wachtmeister, | im Bundes- 
Maate J grenzschutz. 

p) als Besoldungsgruppe 12 

1 536 — 1 638 — 1 740 — 1 824 DM, 
Wohnungsgeldzuschuß: VI 
Grenzjäger, 

Grenzoberjäger, lim Bundes- 
Matrosen, grenzschutz. 

Obermatrosen 

2. Die Besoldungsgruppe . 9 führt fortan die 
Bezeichnung: Besoldungsgruppe 9 a. 

3. Es werden gestrichen: 

a) bei Besoldungsgruppe 1 a die Fußnote 4, 

b) bei Besoldungsgruppe 2 b die Fußnote 4, 

c) bei Besoldungsgruppe 2 c 2 die Fuß- 
note 2, 

d) bei Besoldungsgruppe 3 b die Fußnote 2, 


e) ‘bei Besoldungsgruppe 4 e die Fuß- 
, noten 1, 2 und 4, 


Beschlüsse des 25. Ausschu^sses 

k) unverändert 

l) bei Besoldungsgruppe 8 a 
Hauptwachtmeister im Bundesgrenz- 
schutz, 

Hauptmaate im Bundesgrenzschutz, 

m) als Besoldungsgruppe 9 b 

2 010 — 2 100 — 2 190 DM. 
Wohnungsgeldzuschuß: V 
Oberwachtmeister im Bundesgrenz- 
schutz, 

Obermaate im Bundesgrenzschutz. " 

n) unverändert 

o) als Besoldungsgruppe 10 c 

1 710 — 1 800 — 1 920 DM. 
Wohnungsgeldzuschuß: VI 
Wachtmeister im Bundesgrenzschutz, 
Maate im Bundesgrenzschutz, 

p) als Besoldungsgruppe 12 

1 536 — 1 638 — 1 740 — 1 824 DM. 
Wohnungsgeldzuschuß: VI 
'Grenzjäger im Bundesgrenzschutz, 
Grenzoberjäger im Bundesgrenzschutz, 
Matrosen im Bundesgrenzschutz, 
Obermatrosen im Bundesgrenzschutz* 

2. unverändert 

3. Es werden gestrichen: 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) bei Besoldungsgruppe 2 c 2 die Fuß- 
noten 1 und 2 

d) unverändert 

d^) bei Besoldungsgruppe 3 c die Fuß- 
note 4 

d^) bei Besoldungsgruppe 4 a 2 die Fuß- 
note 1 

d®) bei Besoldungsgruppe 4 b 2 die Worte 
„Hilfssdiullehrer und die Fußnote 2 
d^) bei Besoldungsgruppe 4 c 2 die Fuß- 
note 8 

e) unverändert 
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Entwurf 

II. 

Besoidungsordnung B 

l.Es werden eingefügt: 

a) bei Besoldungsgruppe 3a 

Chefingenieur der Deut- 
sch e n B u n d e s p o s t , 

b) bei Besoldungsgruppe 4 

Botschafter, soweit nicht in den Besol- 
dungsgruppen B 7 a und A 1 a, 

Präsident des Hauptamts für Sofort- 
hilfe, 

Vizepräsident des Bundesrechnungshofs, 

c) bei Besoldungsgruppe 6 


Präsident des Fernmeldetechnischen 
Zentralamts der Deutsdien Bundes- 
post, 


d) bei Besoldungsgruppe 7 a 

Botschafter, soweit nicht in den Be- 
soldungsgruppen B 4 imd Ala, 


G e n e r a 1 a n w a 1 1 beim Bun- 
desdienststrafhof, 

Generalkonsuln, soweit nicht in der Be- 
soldungsgruppe A la, 

Gesandte, soweit nicht in der Besol- 
dungsgruppe Ala, 

Präsident des Bundesamtes für Ver- 
fassungsschutz, 


Beschlüsse des 25. Ausschusses 

IL 

Besoldungsordnung B 

1 . Es werden eingefügt: 

a) entfällt 


b) unverändert 


c) bei Besoldungsgruppe 6 

Präsident des Bundesdisziplinarhofs^), 

Senatspräsidenten bei dem Bundesdiszi- 
plinarhof^), 

Präsident des Fernmeldetechnischen 
Zentralamts der Deutschen Bundes- 
post, 

Der Fußnote zur Besoldungs- 
gruppe 6 wird folgender Zusatz an- 
gefügt: 

Das gleiche gilt für den Präsidenten 
des Bundesdisziplinarhofs und die 
Senatspräsidenten beim Bundesdis- 
zipiinarhof. 

d) bei Besoldungsgruppe 7 a 

Botschafter, soweit nicht in den Be- 
soldungsgruppen B 4 und Ala, 

Bundesrichter bei dem Bundesdiszipli- 
narhof, 

Bundesdiszipiinaranwalt bei dem 
Bundesdisziplinarhof, 

Generalkonsuln, soweit nicht in der Be- 
soldungsgruppe A la, 

Gesandte, soweit nicht in der Besol- 
dungsgruppe Ala, 

Präsident des Bundesamtes für Ver- 
fassungsschutz, 
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Entwurf 


Beschlüsse des 25. Ausschusses 


Präsident des Bundeskriminalamtes, 

Präsident der Bundesstelle für den 
Warenverkehr der gewerblldien 
Wirtsdiaft, 

Präsident des Oberprüfungsamtes für 
die höheren technischen Verwah 
tungsbeamten, 

Senatspräsident des Spruchsenats in 
Soforthilfesachen beim Bundesfinanz- 
hof, 

Vizepräsident des Hauptamtes für 
Soforthilfe, 

e) bei Besoldungsgruppe 8 

Direktor der Bundesdruckerei, 

Präsident des Posttechnischen Zentral- 
amts der Deutschen Bundespost, 

Präsident der Versorgungsanstalt des 
Bundes und der Länder, 

f) bei Besoldungsgruppe 9 

Kommandeure im Bundesgrenzschutz 
der Grenzschutzkommandos Nord, 
West und Süd. 


2. Es werden gestrichen: 

a) bei Besoldungsgruppe 2 
Botschafter, 

b) bei Besoldungsgruppe 4 

Gesandte Erster Klasse als Missions- 
chefs^) und die Fußnote 4, 

c) bei Besoldungsgruppe 6 

Vizepräsident des Rechnungshofs des 
Deutschen Reichs, 

d) bei Besoldungsgruppe 7 a 
Gesandte Erster Klasse, 
Generalkonsuln Erster Klasse, 

Direktor der Reichsdruckerei, 

Präsident des Reichspostzentralamts, 

e) bei Besoldungsgruppe 8 

Präsident der Forschungsanstalt der 
Deutschen Reichspost. 


Präsident des Bundeskrimlnalamtes, 

Präsident der Bundesstelle für den 
Warenverkehr der gewerblichen 
Wirtschaft, 

Präsident des Oberprüfungsamtes für 
die höheren technischen Verwal- 
tungsbeamten, 

Senatspräsident des Spruchsenats in 
Soforthilfesachen beim Bundesfinanz- 
hof, 

Vizepräsident des Hauptamtes für 
Soforthilfe, 

e) unverändert 


f) bei Besoldungsgruppe 9 

Kommandeure im Bundesgrenzschutz 
der Grenzschutzkommandos, 


2. unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 


IIL 

Diätenordnung 


l.Die Aufstellung der Diätensätze erhält 
folgende Fassung: 


Beamte, 

die ihre erste planmäßige Anstellung finden 
oder bei einer regelmäßig verlaufenden 
Dienstlaufbahn finden würden, 
in Besoldungsgruppe 

im 1. und 2. 
Diätendienst- 
jahr 

DM 

im 3. und 4. 
Diätendienst- 
Jahr 

DM 

im 5. 

Diätendienst- 

jahr 

DM 

A2c2 

4 320 

4 560 


A 3 a (A 2 e), A 3 c und aus 

A 4 c 1 die Kriminalkommissare 

3 240 

3 420 


A 4 a 2 

2 970 

3 135 

wie im 

A 4 c 2 und A4e 

2 520 

2 660 

3. und 4. 

A 4 f, A 5, A 7 a und A 7 b 

2 160 

2 280 

Diäten- 

A8a 

1 900 

2 000 

dienstjahr 

A8b 

1 620 

1 710 


A 9 und A 10 

! 1 560 

1 650 


A 11 

1 440 

1 520 



2. Der letzte Absatz der Anmerkungen: 

„Die Diätensätze der weiblichen außerplan- 
mäßigen Lehrkräfte und der Jugend- 
leiterinnen werden um 10 v, H. gekürzt“ 
wird gestrichen. 


3. In der Diätenordnung für die außerplan- 
mäßigen Professoren, die Dozenten und 
wissenschaftliche»' Assistenten sowie die den 
letzteren glei^ 'igestellten Beamten bei den 
wissenschaftlichen Hochschulen (Anlage zur 
Anb»^ , 5 des Besoldungsgesetzes) werden 
in aer Aufstellung der Diätensätze ersetzt: 

3 400 RM durch 4 320 DM 

3 950 RM durch 4 560 DM 

4 400 RM durch 4 560 DM. 


Kapitel II a 

Zulagen zu den Versorgungsbezügen 
§ 2 a 

§ 6 des Gesetzes zur Änderung und Er- 
gänzung des Besoldungsrechts vom 6. Dezem- 
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Entwurf 


Beschlüsse des 25. Ausschusses 


her 1951 (Bundesgesetzbl. I S, 939) erhält 
folgende Fassung; 


4 6 

(1) Soweit nicht nach § 5 Abs. 1 eine ruhe- 
gehaltfähige Zulage gewährt worden ist, 
werden die Versorgungsbezüge (Warte- 
gelder, Ruhegehälter, Witwen- und 
Waisengelder und Unterhaltsbeiträge), die 
der Bund zu tragen hat, in der Weise fest- 
gesetzt, daß zu den Grundgehältern, die 
der Berechnung der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge zugrunde liegen, eine Zulage 
von zwanzig vom Hundert tritt. Liegt der 
Berechnung der Versorgungsbezüge ein 
Grundgehalt nicht zugrunde, so beträgt 
die Zulage sechzehn vom Hundert der Ver- 
sorgungsbezüge. 

(2) Übergangsgehälter und Übergangsbe- 
züge nach den §§37 und 52 Abs. 2 des Ge- 
setzes zur Regelung der Rechtsverhältnisse 
der unter Artikel 131 des Grundgesetzes 
fallenden Personen vom 11. Mai 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 307) werden um 
zwanzig vom Hundert, jedoch nicht über 
das sich nach Absatz 1 ergebende Ruhe- 
gehalt hinaus erhöht. 

(3) Absatz 1 gilt entsprechend für 

a) Ruhegehalt, Ruhevergütung und Ruhe- 
lohn iaach § 52 Abs. 1 uncl für Bezüge 
nach § 51 des Gesetzes zur Regelung 
der Rechtsverhältnisse der unter Ar- 
tikel 131 des Grundgesetzes fallenden 
Personen vom 11. Mai 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 307), 

b) Ruhevergütimg und Ruhelohn, die der 
Bund auf Grund anderer gesetzlicher 
Vorschriften zu tragen hat, 

c) laufende Unterstützungen, die Ange- 
stellte und Arbeiter ehemaliger Heeres- 
und Mannebetriebe und der ehemaligen 
Reichsdruckerei nach den dafür ergan- 
genen Bestimmungen erhalten.“ 
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Kapitel II b 

Änderung des Deutschen Beamtengesetzes 
in der Bundesfassung vom 30. Juni 1950 



Entwurf 


Beschlüsse des 25. Ausschusses 


§2b 

Das Deutsche Beamtengesetz in der Bundes- 
fassung vom 30. Juni 1950 (Bundesgesetzbl. 
S. 279) wird wie folgt geändert: 

1. § 89 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Das Ruhegehalt darf nicht hinter 
sechzig vom Hundert der niedrigsten ruhe- 
gehaltfähigen Dienstbezüge der Besol- 
dungsgruppe 11 der Besoldungsordnung A 
Zurückbleiben.“ 

2. In § 112 wird eingefügt: 

„3. Vollzugsbeamter des Bundesgrenz- 
schutzes ist: mindestens nach dem End- 
grundgehalt der Besoldungsgruppe A 
9 b.“ 


Kapitel III 
Schlußvorschriften 


Kapitel III 
Schluß Vorschriften 


S 3 

Der Bundesminister der Finanzen erläßt 
die allgemeinen Verwaltungs Vorschriften. 


§3 

entfällt 


§ 3 a 

Dieses Gesetz gilt auch im Lande Berlin, 
sobald Berlin gern. Art. 87 Abs. 2 seiner Ver- 
fassung die Anwendung des Gesetzes be- 
schlossen hat. 


§4 

Kapitel I § 1 Nr. 1 bis 6 und Kapitel II 
treten am 1. April 1951, die übrigen Vor- 
schriften am Tage nach der Verkün- 
dung dieses Gesetzes in Kraft. 


§ 4 

Es treten in Kraft: 

Kapitel I § 1 Nr. 4 bis 6, 

Kapitel II § 2 Ziff. I und II und 
Kapitel II b mit Wirkung vom 1, April 1951, 
Kapitel II a mit Wirkung vom 1. April 1952, 
die übrigen Vorschriften am ersten Tage des 
Monats, in dem dieses Gesetz verkündet wird. 
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